
Ich möchte aber noch einen zweiten Punkt bringen, den Sie 
nun leider nicht gebracht haben, der aber der Vollständigkeit 
halber richtig dargestellt worden ist, daß wir nämlich alle Passa­
gen des Zivilgesetzbuches der DDR, die Miet- und Pachtverhält­
nisse besser schützen, als es in der Bundesrepublik als geschützt 
gilt, mit in die Einigung übernommen haben. Anders konnte das 
ja gar nicht funktionieren, weil wir in unserer Erklärung zum 
Vermögen direkt Bezug genommen haben auf die besseren zivil- 
rechtlichen Bedingungen, die wir im Rahmen des Zivilgesetzbu­
ches der DDR für Miet- und Pachtverhältnisse haben. Also auch 
diejenigen, die nur Miet- und Pachtverhältnisse haben, werden 
diese Miet- und Pachtverhältnisse weiter behalten - weil ich an­
nehme, das ist Ihre zweite Frage. Habe ich recht?

Dr. Stadermann (PDS):

Nein, das ist nicht meine zweite Frage. Meine zweite Frage 
lautet: Sie sprechen von sehr vielen Fördermitteln, von finan­
ziellen Fördermitteln. Wir haben aber im Moment keinerlei Lan­
desfinanzbehörden, so daß diese Gelder nicht fließen können.

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Bitte eine konkrete Frage.

•r. Stadermann (PDS):

Wie sollen die Fördermittel fließen, wenn heute organisato­
risch absehbar ist und technokratisch durchrechenbar ist, daß 
vor Ende des Jahres die Landesfinanzbehörden und die Finanz­
ämter nicht arbeiten können, a) weil sie nicht installiert sind und 
b) weil die Reste der Finanzbewirtschafter gegenwärtig instal­
liert und demontiert werden?

Dr. Krause (CDU/DA):

Das ist nun wieder völlig falsch dargestellt. Wenn Sie gesagt 
hätten, die Finanzbehörden sind vielerorts unvollständig instal­
liert, dann würde ich Ihnen recht geben, aber zu sagen, es gibt 
keine Finanzbehörden, ist einfach absoluter Unsinn, weil es 
nämlich Finanzbehörden in diesem Lande gibt. Ob sie schon mit 
der Qualität arbeiten oder nicht, ist eine andere Frage. Sie ma­
chen es erst seit 10 Wochen. Man muß doch den Leuten dann 
auch entsprechende Chancen geben, sich in das Geschäft richtig 
einzuarbeiten. Aber ich will Ihnen konkret sagen, wie wir es in 
der Landwirtschaft nach dem Wechsel gemacht haben. Wir ha­
ben es so gemacht, daß wir die Finanzzuweisung vom Finanzmi- 

isterium direkt in die Räte der Kreise auf Vorschlag des Land- 
' ivirtschaftsministeriums angewiesen haben. Damit sind lange 

Überweisungswege eingespart worden, und damit sind die Mit­
tel vor Ort da.

Zweitens: Es wirkt bereits, und mir scheinen einige Kollegen 
sich darüber gar nicht informiert zu haben, das breite Programm 
zur Wirtschaftsförderung, wo wir rund 50 Mrd. M bis 1993, aber 
schon beginnend ab l.Juli 1990 vereinbart haben. In diesen 
50 Mrd. M ist ein großzügiger Kreditrahmen von rund 10 Mrd. M 
zu zinsgünstigen Krediten für die Kommunen, die eine Laufzeit 
von 30 Jahren haben, und die Kommunen können jetzt bereits 
entsprechende Anträge stellen. Ich kann Ihnen viele Städte, vie­
le Gemeinden benennen, die in den Veranstaltungen, die wir mit 
den Landräten regelmäßig durchführen, diesem Angebot schon 
nachgekommen sind. Ich kann Ihnen allerdings nicht garantie­
ren, ob jeder schon aus dem Verständnis der kommunalen 
Selbstverwaltung heraus jetzt diese Möglichkeiten nutzt. Das ist 
nicht negativ gesprochen. Wir müssen uns erst daran gewöhnen, 
überhaupt mit den gesamten Fördermitteln und der Antragsnot­
wendigkeit, weil ja das Geld nicht mehr von oben nach unten 
ausgeschüttet wird, so wie das früher ja zentralistisch der Fall 
war, zurechtzukommen. Die Probleme, die Sie an diesem Punkt 
sehen, sehe ich an diesem Punkt nicht, weil wir das bereits bei­
spielgebend gelöst haben.

Dr. Stadermann (PDS):

Gestatten Sie noch eine Zusatzfrage?

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Nein, Kollege Stadermann. Es ist genügend Zeit, in den folgen­
den Redebeiträgen darauf einzugehen. Wir müssen an unseren 
Zeitfonds denken. Bitte.

Dr. Körber (SPD):

Herr Staatssekretär! Welche Antwort können Sie den Rent­
nern geben bezüglich der dynamischen Rentenanpassung? Be­
deutet das, daß die Rentner in den Folgejahren zu erwarten ha­
ben, daß sie mehr als 495 DM wirklich auf der Hand haben?

Dr. Krause (CDU/DA):

Ich kann Ihnen die Antwort geben, die Norbert Blüm als jetzi­
ger Bundesminister für Arbeit und Soziales vor kurzem gegeben 
hat. Er rechnet damit, daß es zum 1. Januar Rentenerhöhungen 
von 10 % für die DDR-Rentner geben wir. - Zitat Ende.

(Beifall bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Vielen Dank. Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, möchte 
ich einer sehr angenehmen Aufgabe nachkommen und trotz des 
heutigen anstrengenden Tages im Namen des Präsidiums Herrn 
Dr. Krause zu seinem heutigen Ehrentag recht herzlich gratulie­
ren und ihm weiterhin alles Gute und Schaffenskraft wünschen.

(Unter dem Beifall der Abgeordneten 
werden Dr. Krause Blumen überreicht.)

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Als nächster Redner hat 
der Abgeordnete Schulz, Fraktion Bündnis 90/Grüne, das Wort.

Schulz für die Fraktion Bündnis 90/Grüne:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! - Ich gratuliere Ih­
nen natürlich auch, Herr Krause. Ich bin allerdings auch froh, 
nach Ihnen zu reden. Denn wer hier das Kleinkarierte ausfüllt, 
das dürfte wohl umstritten sein. - Mich überrascht die laue Stim­
mung und die etwas mäßige Beteiligung im Plenum, als würden 
wir das 6. Überleitungsgesetz zum Wassereinführungswesen be­
handeln und nicht einen solch wichtigen Staatsvertrag, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei Bündnis 90/Grüne und SPD)

Jetzt wuchert nämlich zusammen, was zusammenwachsen 
sollte. Der Beitritt nach Art. 23 und der daran gebundene Eini­
gungsvertrag markieren den Kohl-Weg zur deutschen Einheit, 
aus unserer Sicht ein Holzweg in ein noch nicht überschaubares 
Sorgental.

Die Fraktion Bündnis 90/Grüne hat sich von Anfang an unmiß­
verständlich zur Einheit der Nation bekannt,

(Unruhe im Saal)

doch die Vereinigung beider deutscher Staaten ist nicht die Ver­
einigung zweier Regierungsmannschaften, auch nicht die Ver­
brüderung zweier Parlamente, es ist ein tiefgreifender Vorgang, 
der allein von der Bevölkerung als dem wirklichen Souverän in 
direkter Volksabstimmung entschieden werden kann. Im Vor­
feld sollten allerdings die Bedingungen bekannt sein. Nur so er­
hält das gemeinsame Vorhaben ein Fundament und dauerhafte 
Akzeptanz.
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